
Sein Respekt vor Klassikern der Malerei

hält sich in Grenzen. Der Schweizer Künst-

ler Ursus Wehrli hat Meisterwerke aufge-

räumt. Warum? „Wenn man über Kunst la-

chen kann, kommen die Bilder von ihrem

hohen Sockel herunter.“

Am Samstag im der

asdfghj

nachrichten@fr-aktuell.de; Tel.0 69 / 21 99 - 35 61

VON THOMAS KRÖTER

Die Bundeswehr wird 50. Fast ein halbes
Jahr lang feiert sie ihren Geburtstag mit
mehr als 50 Veranstaltungen, öffentlichen
Gelöbnissen, einer Sonderbriefmarke und
großem Zapfenstreich – Protest inbegriffen.

Berlin · 2. März · Ein Sonderzuschlag à la
Wohlfahrtsmarke? Keine Chance, auch
wenn die Truppe finanziell notorisch
klamm ist. Dennoch lässt Finanzminister
Hans Eichel (SPD) es sich nicht nehmen,
die Sondermarke zum Halb-Jahrhundert-
Jubiläum persönlich vorzustellen. Vor den
Philatelisten (3. November) aber sind die na-
tionalen wie regionalen Honoratioren der
Republik dran.

Vom 7. Juni an dürfen sie an zahlreichen
Geburtstagsfeiern teilnehmen. Die Gratula-
tionscour eröffnet Bundeskanzler Gerhard
Schröder (SPD) und alle Bundesverteidi-
gungsminister mit Festakt und Gottes-
dienst in Berlin. Sie endet mit einemGelöb-
nis junger Soldaten in Bordenau – nicht,
weil der Ort in der niedersächsischen Hei-
mat von Schröder und Verteidigungsminis-
ter Peter Struck (SPD) liegt, sondern weil
dort auf einem Rittergut vor 250 Jahren der
preußische Militärreformer Gerhard von
Scharnhorst zur Welt gekommen ist.

Beim vorherigen runden Geburtstag vor
zehn Jahren in Bonn gab es zum abendli-
chen Zapfenstreich im Hofgarten eine laut-
starke Demonstration der Friedensbewe-
gung. Das dürfte am 26. Oktober nicht an-

ders sein, wenn nach einer Debatte im Bun-
destag die Bundeswehr abends auf demgro-
ßen Platz zwischen Reichstag und Kanzler-
amt Premiere feiert: Der erste Zapfen-
streich vor dem Parlament in Berlin.

„Entschieden für Frieden“ hat Peter
Struck als Motto für die Festivitäten reimen
lassen. In diesem Zeichen steht in diesem
Jahr auch die Kommandeurstagung (für al-
le Offiziere vom Oberst aufwärts) in Bonn,
die allerdings erst zum 40. Mal stattfindet.

Noch etwas jünger ist der Feieranlass „Ar-
mee der Einheit“. Die 15. Wiederkehr der
Auflösung und Einverleibung der Nationa-
len Volksarmee der DDR wird am 4. Okto-
ber im Erfurter Kaisersaal begangen.

Bis zu den Feierlichkeiten will die Bun-
deswehr noch eine kleine historische Un-
ebenheit beseitigen. Der Verteidigungsmi-
nister hat Anfang des Jahres die Umbenen-
nung des Jagdgeschwaders 74 der Luftwaffe
im bayerischen Neuburg verfügt. Bisher

hieß es nach dem Wehrmachtshelden Wer-
ner Mölders. Doch der Bundestag hat be-
reits vor einigen Jahren beschlossen, dass
Namen von Offizieren der „Legion Con-
dor“, die am Terrorbombardement gegen
den Ort Guernica im spanischen Bürger-
krieg beteiligt waren, nichtmehr als traditi-
onswürdig gelten. Ein neuer Name steht
noch nicht fest – aber imMinisteriumversi-
chert man, die Aktion habe mit den Ge-
burtstagsfeierlichkeiten nichts zu tun.

Ebenfalls nicht im Festkalender ver-
zeichnet ist ein Ereignis, das weniger für
die Vergangenheit als für die Zukunft der
Truppe interessant sein dürfte: Auf ihrem
Parteitag vom 17. bis 19. November in Bo-
chum entscheidet die SPD darüber, ob sie
an der allgemeinen Wehrpflicht festhalten
will oder nicht.

EKDgegen Sterbehilfe ·Die Evangelische
Kirche in Deutschland (EKD) hat vor einer
Legalisierung der aktiven Sterbehilfe ge-
warnt. Das Verbot in den Staaten des Euro-
parates müsse beibehalten werden, forder-
te der EKD-Bevollmächtigte, Prälat Stephan
Reimers, in einem Schreiben an deutsche
Mitglieder des Rechtsausschusses des Euro-
parates, das am Mittwoch bekannt wurde.
Der Ausschuss will sich am heutigen Don-
nerstag mit dem Thema befassen. epd

Thüringen spart bei Behörden · Thürin-
gen will 81 Behörden schließen oder um-
strukturieren und binnen fünf Jahren 7400
Stellen in der Landesverwaltung abbauen.
Das kündigte Ministerpräsident Dieter Alt-
haus (CDU) an. Bis 2020 soll die Reform
knapp 320Millionen Euro ersparen. Entlas-
sungen seien nicht geplant. Einen Teil der
Behörden sollen die Kommunen überneh-
men. Diese kritisierten die Pläne. dpa

Berlin und Moskau arbeiten bei Rüs-

tung enger zusammen · Deutschland und
Russland wollen ihre Rüstungskooperation
auf dem Gebiet der Raumfahrt und des
Schiffbaus ausbauen. Bei einem Besuch sei-
nes russischen Kollegen Sergej Iwanow in
Berlin kündigte Verteidigungsminister Pe-
ter Struck am Mittwoch die Einrichtung ei-
nes Expertengremiums an, das im April in
St. Petersburg zusammenkommen soll. ap

Brandenburg berät Staatsvertrag ·

Der Staatsvertrag des Landes Brandenburg
mit der Jüdischen Gemeinde kann voraus-
sichtlich imMai inKraft treten. Das Abkom-
men wurde am Mittwoch im Potsdamer
Landtag beraten. Die zweite Lesung ist für
April vorgesehen. Damit regelt Branden-
burg als letztes Bundesland seine Beziehun-
gen zur Jüdischen Gemeinde. epd

Geißler fordert anderen CDU-Kurs ·

Der ehemalige CDU-Generalsekretär Hei-
ner Geißler hat seiner Partei zu einemKurs-
wechsel geraten. „Wirmüssen eine Konzep-
tion entwickeln, die im Gegensatz zum ge-
genwärtigen kapitalistischen Wirtschafts-
system steht“, sagte Geißler, der am heuti-
gen Donnerstag seinen 75. Geburtstag fei-
ert. „Wir müssen uns aus dem Schlepptau
des Neoliberalismus befreien, der Interes-
sen des Kapitals über das der Menschen
stellt“, sagte Geißler weiter. dpa

Frankfurter Rundschau: Wie viele Ar-
beitslose weniger gäbe es mit einer Unions-
regierung?
Horst Seehofer:Wennwir seit 1998weiter re-
giert hätten, wäre die Fünf-Millionen-Gren-
ze nicht überschritten worden. Aber auch
wir hätten einen langen Atem gebraucht,
denn wir haben es mit einer strukturellen
Arbeitslosigkeit zu tun.

Die Union will mehr Flexibilität, we-
niger Arbeitnehmereinkommen und -rech-
te, mehr Freiheit für die Unternehmen.
Ich verstehe unser Programm so, dass es in
allen Bereichen aufWachstumund Beschäf-
tigung ausgerichtet ist. Mit Sozialeinschnit-
ten schaffen wir keinen Arbeitsmarktef-
fekt. Die Irrlehre der vergangenen Jahre -
auch in der Endphase der Regierung Kohl -
ist widerlegt: Es hat keine Verbesserungen
auf dem Arbeitsmarkt gegeben und weder
Wachstum noch konjunkturelle Erholung.

Irrlehre „sparen, sparen, sparen“?
Sparen heißt dieses beliebige, konzeptions-
lose Einschneiden in Arbeitnehmerrechte
und Sozialleistungen. Nehmen wir doch
nur Hartz-IV: Die Arbeitslosigkeit steigt –
und mit ihr die Belastungen des Bundes-
haushaltes für diese Reform.

Die Union hat doch diese Reformmit-
getragen. War das ein Fehler?
Zum Kompromiss gehört, dass man auch
Dingen zustimmen muss, die man eigent-
lich nicht will. Einer der zentralen Punkte,
die bei Hartz überdacht werden müssen, ist
die gemischte Zuständigkeit für Langzeitar-
beitslose. Wir waren immer der Meinung,
dass dieser Personenkreis am besten bei
den Kommunen aufgehoben ist. Wenn sie
eine Zuständigkeit auch der Bundesagentur
für Arbeit herstellen, ist die Gefahr sehr
groß, dass es zu Verschiebebahnhöfen
kommt; das erleben wir jetzt: Den Men-
schen wird nicht geholfen, sie werden zwi-
schen Behörden hin- und her geschoben.

Läuft es in den Gemeinden besser, die
sich für die alleinige Zuständigkeit der
Kommunen entschieden haben?
Solange ich als Minister in der Kohl-Regie-
rung für Sozialhilfe zuständig war, habe ich
die Erfahrung gemacht, dass die Kommu-
nen große Erfolge bei den Langzeitarbeitslo-
sen erzielt haben – durch differenzierte, klu-
ge und personalintensive Betreuung. Die
Zahlen derer, die in gemeinnützige Jobs ka-
men oder in den ersten Arbeitsmarkt, wur-
de in wenigen Jahren mehr als vervierfacht.

Wo sehen Sie weitere Schieflagen bei
Hartz und schnellen Korrekturbedarf?
Beim den Zuverdienstmöglichkeiten. Sie
können nicht einer Frau, die zusätzlich zur
Arbeitslosenhilfe bisher 200 Euro durch ei-
nen Nebenjob hatte, sagen, sie dürfe davon
nur noch 15 Prozent – 30 Euro – behalten.

Wo liegt Ihre Grenze?
Ich wäre bis 400 Euro sehr großzügig. Ei-
nen weiteren Schwachpunkt sehe ich in der
Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes. Viele
Menschen haben ein Problem damit, dass
sie – wenn sie 35 Jahre eingezahlt, aber das
55. Lebensjahr noch nicht erreicht haben –,
behandelt werden wie jemand, der nur zwei
Jahre eingezahlt hat. Diese Leutemüssen ih-
re Lebensversicherungen verscherbeln.
Auch muss gefragt werden: Wenn jemand
30 oder 40 Jahre Beiträge gezahlt hat, kann
man ihm sagen: jede Arbeit ist zumutbar –
trotz höchster Qualifikation?

Sie fordern also . . .
. . .mehr Beteiligungsgerechtigkeit, eine stär-
kere Berücksichtigung, welche Vorleistun-
gen jemand durch seine Beiträge in die Soli-
dargemeinschaft eingebracht hat. Das Ar-
beitslosengeld sollte in ein besseres Verhält-
nis zu den Vorsorgemaßnahmen gerückt
werden, die der Betroffene selber getroffen
hat. Da muss man stärker unterscheiden
zwischen einem langjährigen Beitragszah-
ler und einem 20-Jährigen, der sich für eine
Sozialhilfe-Karriere entschieden hat.

Das wäre sozialer. Aber billiger?
Die Beweislast hat der Wirtschaftsminister.
Er hat immer gesagt, dass das Ganze billi-
ger wird. Es ist nicht absehbar, dass der Bei-
trag zur Arbeitslosenversicherung gesenkt
werden könnte; das war Ziel dieser Reform.

Welche Bezugsdauer für das Arbeits-
losengeld schwebt Ihnen vor?
Wir haben jetzt zwölf Monate für unter
55-Jährige und 18 für die über dieser Alters-
grenze. Wir könnten die Bandbreite zwi-
schen den 18 und weniger als zwölf Mona-
ten für Menschen, die nur sehr kurz einge-
zahlt haben, durchaus spreizen. Dass 33Mo-
nate unter finanziellen Aspekten nicht
mehrmöglich sind, sehe ich auch als Sozial-
politiker.

Das müsste gegenfinanziert werden.
Dannhat halt jemand, der nur sehr kurz ein-
gezahlt hat, in dieser ersten Phase eben kei-
nen Anspruch auf zwölf Monate.
Interview: M. Bergius und Th. Kröter

Horst Köhler · Der Bundespräsident hat
davor gewarnt, den Kampf gegen den wie-
der aufgekeimten Rechtsextremismus al-
lein der Politik zu überlassen. „Man sollte
nicht glauben, die NPDwird per Gesetz ver-
boten und das Thema ist erledigt“, sagte
Köhler am Mittwoch in Berlin. Zuvor hatte
er sich gemeinsam mit Schülern der Berli-
ner „Sophie-Scholl-Oberschule“ den Film
„Sophie Scholl – Die letzten Tage“ ange-
schaut. Köhler, der am 22. Februar 1943 –
dem Hinrichtungs-Datum der Geschwister
Scholl – geboren
wurde, zeigte sich
nach der Vorfüh-
rung beeindruckt:
Der Film über die
Widerstandsgruppe
„Weiße Rose“ kom-
me „zu einer guten
und richtigen Zeit“.
Fast alles, wofür die
Gruppe gekämpft
habe, sei in die spätere Verfassung der Bun-
desrepublik Deutschland eingeflossen. In
ihrem Ringen um „Freiheit, Gewissen und
Gott“ habe Sophie Scholl „fast übermensch-
liche Kräfte“ an den Tag gelegt. „Wir sollten
das heute noch viel mehr diskutieren“,
mahnte der Bundespräsident. Es sei not-
wendig, sich nicht nur in Parlamenten, son-
dern auch in Vereinen, in Familien, in der
Schule intensiv damit auseinander zu set-
zen, „was da wieder hochkommen könnte“.
Schön und gut, konterte daraufhin eine
Schülerin: Aber ob dazu denn nicht im Wi-
derspruch stehe, dass Berliner Schüler ihre
Schulbücher heute größtenteils selber zah-
len müssten. ind
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„DIENSTSTELLE BLANK“

IN KÜRZE

INTERVIEW

Ottawa/Frankfurt a.M. · 2. März · gb/hein

· Der deutsche Rechtsextremist Ernst Zün-
del ist nach seiner Abschiebung aus Kanada
festgenommen und am Mittwoch in Unter-
suchungshaft genommen worden. Das be-
stätigte die Staatsanwaltschaft Mannheim,
wo einHaftbefehl gegen den 65-Jährigenwe-
gen des Verdachts der Volksverhetzung und
der Leugnung des Holocausts vorliegt. Im
Fall einer Verurteilung droht ihm eine Frei-
heitsstrafe von drei Monaten bis fünf Jah-
ren.

Um sich der Bundeswehr zu entziehen,
war Zündel 1958 nach Kanada ausgewan-

dert, wo er ein unbe-
grenztes Aufent-
haltsrecht erhielt.
Er bewarb sich
mehrfach vergeb-
lich um die Staats-
bürgerschaft, nach-
dem er über Jahr-
zehnte sein rechtsex-
tremes Gedanken-
gut verbreitet hatte.

So verschickte er bereits in den 70er Jahren
den Germania-Rundbrief, warb um Spen-
den und bot Expeditionen zu „Hitlers ant-
arktischen Stützpunkten“ an. Später veröf-
fentlichte er seine Propaganda, die Kanadas
Menschenrechtskommission als illegale
Hasstiraden wertete, per Internet.

Wegen der Leugnung der Massenmorde
an den Judenwährend des Nationalsozialis-
muswurde er 1991 vomMünchener Amtsge-
richt erstmals zu einer Geldstrafe verur-
teilt. Da ihm in Kanada die Abschiebung
drohte, hielt er sich zeitweise in den USA
auf, wo er seine Website weiterbetrieb. Als
er sich dort um die Einbürgerung bewarb,
wurde er Anfang 2003 festgenommen und
nach Kanada zurückgebracht. Seitdem saß
er dort inHaft, bis ein Richter in der vergan-
genenWoche endgültig entschied, dass Zün-
del eine Bedrohung für die nationale Sicher-
heit und die internationale Staatengemein-
schaft darstelle. Am Dienstag wurde er
nach Deutschland ausgeflogen.

Obwohl er seine Taten im Ausland be-
ging, kann Zündel nach deutschem Recht
bestraft werden, weil seine Internet-Seiten
– so die Staatsanwaltschaft – in der Bundes-
republikDeutschland heruntergeladenwer-
den können.

URSUS WEHRLI

REDAKTION

Großer Zapfenstreich zum 50. Geburtstag
Mit zahlreichen Veranstaltungen und einer Sonderbriefmarke begeht die Bundeswehr „Entschieden für Frieden“ ihr Jubiläum

Rührt Euch: Mit feierlichen Gelöbnissen, wie hier in Berlin, feiert die Bundeswehr ihr 50-jäh-
riges Bestehen. Schauplatz der Vereidigung soll in diesem Jahr erstmals der Reichstag sein.

CSU-Politiker Horst Seehofer ist unter
den „einfachen“ Bundestagsabgeordne-
ten einer der Gefragtesten. Der frühere Ge-
sundheitsminister gab den Job als Vize-
Chef und sozialpolitisches Sprachrohr der
Unionsfraktion im Bundestag unter Pro-
test auf, weil er den Gesundheitskompro-
miss von CDU und CSU nicht mittragen
konnte. Im Gespräch mit der FR kritisiert

der 55-jährige den „Irrtum aller Parteien“,
durch Sparen bei Staats- und Sozialausga-
ben entstehe wirtschaftliches Wachstum.
So schaffe auch die Hartz-IV-Reform keine
Arbeitsplätze und teuer sei sie obendrein.
Seehofer fordert, bei der Höhe des Arbeits-
losengeldes II besser zu berücksichtigen,
wie lange ein Arbeitnehmer Sozialbeiträge
gezahlt hat. krö

Berlin · 2. März · zba · Der Bundestag wird
Mitte April wahrscheinlich gemeinsam des
90. Jahrestags derVertreibung und derMas-
saker an über einer Million Armeniern in
der Türkei gedenken. Die außenpolitischen
Sprecher der SPD und der Grünen, Gert
Weisskirchen und Fritz Kuhn, erklärten am
Mittwoch in Berlin, sie strebten eine Eini-
gung mit der Unionsfraktion an. CDU/CSU
hatten bereits einen entsprechenden An-
trag eingebracht. Die SPD will dabei auch
würdigen, dass die Türkei glaubwürdig da-
mit begonnen habe, das Geschehen vor
neunzig Jahren aufzuarbeiten. Zudemmüs-
se sich eine international besetzte Histori-
kerkommission mit dem Geschehen befas-
sen, sagte Weisskirchen der FR.

Kuhn will den Gedenktag nutzen, um
nachWegen der Verständigung undVersöh-
nung in einem gemeinsamen Europa zu su-
chen. Dazu könne der Bundestag einen Bei-
trag leisten. Die Fraktionen sollten gemein-
sam einen Anstoß zur Erinnerungsarbeit
leisten. Die Türkei müsse sich ohne Tabus
mit der Geschichte auseinander setzen und
dürfe die Verbrechen an den Armeniern
nicht weiter verdrängen. Am 24. April 1915
begannen die Deportationen.

Ein Geburtstag – zwei Daten: Am 7. Juni
1955 wurde die „Dienststelle Blank“
zum Bundesministerium für Verteidi-
gung aufgewertet. Erster Minister:
Theodor Blank, der für Bundeskanzler
Konrad Adenauer seit 1950 die Aufstel-
lung einer Armee der Bundesrepublik
vorbereitet hatte. Am 12. November be-
kamen die ersten 101 Freiwilligen in
der Bonner Ermekeil-Kaserne ihre Er-
nennungsurkunden. Es ist der 200. Ge-
burtstag des preußischen Militärrefor-
mers Gerhard von Scharnhorst. krö

Kiel · 2. März · dpa · In Schleswig-Holstein
haben SPD und Grüne am zweiten Tag ihrer
Koalitionsgespräche den Willen zur Schaf-
fung einer stabilen Regierung bekräftigt.
„Ich gehe davon aus, dass wir nicht irgend-
welche faulen Kompromisse machen“, sag-
te Justizministerin Anne Lütkes (Grüne)
vor Beginn der Verhandlungen am Mitt-
woch dem Radiosender NDR info.

Bei den Gesprächen stand die Verwal-
tungsreform imMittelpunkt, eines der kon-
fliktträchtigsten Themen. Rund zweiein-
halb Stunden lang berieten die Delegatio-
nen umMinisterpräsidentin Heide Simonis
(SPD) und ihre Stellvertreterin Lütkes über
die Straffung der Verwaltungsstrukturen.
Die Grünen wollen die elf Kreise und vier
kreisfreien Städte des Landes zu vier bis
fünf Regionalkreisen zusammenfassen. Die
SPD setzt bislang auf freiwillige Kooperati-
on. Der Südschleswigsche Wählerverband
(SSW), der eine rot-grüneMinderheitsregie-
rung im Parlament unterstützen will, for-
dert eine finanzielle Förderung für Fusio-
nen von Dörfern zu Großgemeinden.

Die 24-köpfige Verhandlungskommissi-
on kam am Morgen mit halbstündiger Ver-
spätung in Kiel zusammen. „Wir hatten
noch Gesprächsbedarf“, begründete Grü-
nen-Sprecherin Claudia Jacob. Nach dem
Treffen mit der SPD resümierte sie: „Es war
ein Gespräch in guter Atmosphäre.“ Fünf
Arbeitsgruppen (Bildung, Innen/Recht, So-
ziales, Umwelt, Wirtschaft) sollen nun die
Detailarbeit leisten. Am Samstag sollen die
Ergebnisse in die große Runde einfließen.

ZUR PERSON

VON CHRISTOPH SEILS

Berlin will einen verpflichtenden Werteun-
terricht einführen. Der freiwillige Islamun-
terricht einer umstrittenen Vereinigung soll
so aus den Schulen gedrängt werden. Das
könnte aber auch die christlichen Kirchen
treffen.

Berlin · 2.März · In die Berliner Debatte ist
Bewegung gekommen, seitdemAnfang Feb-
ruar eine junge Türkin mutmaßlich wegen
ihres westlichen Lebensstils von ihren Brü-
dern erschossen wurde und dieser so ge-
nannte Ehrenmord den Beifall einiger mus-
limischer Schüler gefunden hatte.

Schulsenator Klaus Böger (SPD) fordert
nun nach dem Vorbild Brandenburgs die
Einführung eines bekenntnisfreien Wahl-
pflichtfachs Lebenskunde, Ethik, Religion

(LER) neben einem vonKirchen nach stren-
genKriterien geprüften undmit qualifizier-
ten Lehren angebotenen Religionsunter-
richt. Die oppositionelle CDU signalisiert
Zustimmung. In der SPD wird hingegen ein
Pflichtfach LER für alle favorisiert, ohneAb-
wahlmöglichkeit und freiwilligem Religi-
onsunterricht zusätzlich. Der Koalitions-
partner PDS wiederum fordert ein Stufen-
modell, freiwilliger Religionsunterricht in
der Grundschule, LER ab Klasse 7.

Allen geht es darum, die Islamische Föde-
ration, die an vielen Berliner Grundschulen
freiwilligen Religionsunterricht anbietet,
zu stoppen. Die Föderation hat sich die
Gleichbehandlungmit allen anderen Religi-
on vor demOberverwaltungsgericht erstrit-
ten, obwohl es in der Stadt keinen Dachver-
band islamischerGemeinden gibt. Die Föde-
ration monopolisiert das Angebot und die-

ses wird immer stärker nachgefragt. Dabei
gilt es als pädagogisch fragwürdig, missio-
narisch und nicht integrationsfördernd.

Doch jede Neuregelung hätte ungewollte
Nebenwirkungen. Ein Pflichtfach LER wür-
de auch die christlichen Kirchen treffen.
Ein Wahlpflichtfach könnte die Islamische
Föderation trotz strengerer Kriterienweiter
auf Gleichbehandlung pochen lassen.

Berlin ist das einzige Bundesland in dem
es keinen verbindlichenWerte- oder Religi-
onsunterricht gibt. Statt dessen musste das
Land allen Religionen die Schultüren für
freiwilligen Unterricht öffnen. Ein Zustand
der bereits seit Jahren beklagt wird, weil
auch weitere fragwürdige Vereinigungen in
die Schulen drängen könnten. Doch trotz
dieser Erkenntnis hatten sich die Parteien
nie bisher auf ein gemeinsames Vorgehen
verständigen können.
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„Sparen schafft keine Arbeitsplätze“
Der CSU-Sozialexperte Horst Seehofer hält konzeptionslose Einschnitte in Sozialleistungen für einen Irrweg

Mainz · 2. März · dpa ·Die SPD-Länder set-
zenweiter auf ein gebührenfreies Erststudi-
um. In Mainz beschlossen sie Beratungen
über einen Länderfinanzausgleich für die
Hochschulfinanzierung. Wenn in Unions-
geführten LändernGebühren kommen soll-
ten, sei ein Finanzausgleich zwischen den
SPD-Ländern sinnvoll, sagte der rheinland-
pfälzische SPD-Fraktionschef JoachimMer-
tes amMittwoch in Mainz nach einem Tref-
fen mit Länderkollegen. Danach würde das
Land für die Studienkosten aufkommen,
aus dem der Student kommt.

Studenten aus Unionsländern dagegen
müssten nach dem Modell in SPD-Ländern
auch für das ErststudiumGebühren zahlen.
Der rheinland-pfälzischeWissenschaftsmi-
nister Jürgen Zöllner (SPD) hatte den in der
Schweiz erprobten Finanzausgleich Ende Ja-
nuar vorgeschlagen.

Das Porträt

B
IL

D
:D

P
A

B
IL

D
:A

P

Armenien-Massaker

Fraktionen bemüht um
gemeinsame Resolution

Schleswig-Holstein

Koalitionsrunde packt
heikle Themen an

Berlin will Werteunterricht als Pflichtfach
Schulangebot der „Islamischen Föderation“ soll aus dem Stundenplan verschwinden

Studiengebühren

SPD-Länder peilen
Finanzausgleich an

Rechtsextremismus

Holocaust-Leugner Zündel
sitzt in Untersuchungshaft
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